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Hauptsatzung 

der Stadt Hennef (Sieg) vom 26.10.2009 
 
Gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 
(GV.NRW.S.380) hat der Rat der Stadt Hennef (Sieg) in seiner Sitzung am ___________ mit 
der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder folgende Hauptsatzung der Stadt 
Hennef (Sieg) beschlossen: 
 
 

§ 1 
Stadt und Stadtgebiet 

 
Die Stadt Hennef (Sieg) wurde durch das Gesetz zur kommunalen Neugliederung des Rau-
mes Bonn vom 10.06.1969 aus den früheren selbständigen Gemeinden Hennef (Sieg), Laut-
hausen und Uckerath zusammengeschlossen. 
 
 

§ 2 
Ortsnamen 

 
1. Der Zentralort führt die Bezeichnung Hennef (Sieg). 
 
2. Die Ortschaften führen ihren Namen als Zusatz zu dem Namen Hennef (Sieg). 
 
 

§ 3 
Wappen, Siegel, Banner und Hissflagge 

 
Die Stadt Hennef (Sieg) führt ein Wappen, ein Siegel, ein Banner und eine Hissflagge ge-
mäß nachfolgender Beschreibung: 
 
Wappen 
 
In Rot zwischen zwei schlanken, mit schwarzer Fensterfüllung ausgestatteten, silbernen 
(weißen) Türmen ein breiter, von drei Türmchen bekrönter, gleichfarbener Zinnenturm; alle 
stehen auf einem silbernen (weißen) Rippengewölbe und über einer aus der Schildrundung 
wachsenden, gleichfarbigen Zinnenmauer. Das Gewölbe überspannt einen roten Dreiberg, in 
dessen Mitte ein silberner (weißer) Schild mit steigendem, in der rechten Tatze eine blaue 
Weintraube haltendem, blaubewehrtem und -bezungtem roten Löwen steht; der Schild ist 
flankiert von je fünf und bekrönt von zwei silbernen (weißen) Kreuzen. 
 
Siegel 
 
Umschrift: Stadt Hennef - Rhein-Sieg-Kreis - 
Siegelbild: In Schwarz zwischen zwei schlanken weißen Türmen ein breiter, von drei Türm-
chen bekrönter, gleichfarbiger Zinnenturm; alle stehen auf einem weißen Rippengewölbe 
und über einer aus der Schildrundung wachsenden, gleichfarbigen Zinnenmauer. Das Ge-
wölbe überspannt einen schwarzen Dreiberg, in dessen Mitte ein weißer Schild mit steigen-
dem, in der rechten Tatze eine weiße Weintraube haltendem, weißbewehrtem und -
bezungtem schwarzen Löwen steht, der Schild ist flankiert von je fünf und bekrönt von zwei 
weißen Kreuzen. 
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Banner 
 
Rot-Weiß im Verhältnis 1 : 1 längsgestreift, auf der roten Bahn im oberen Drittel ohne Schild 
das Wappen der Stadt. 
 
Hissflagge 
 
Rot-Weiß im Verhältnis 1 : 1 quergestreift, im Obereck ohne Schild das Wappen der Stadt. 
 
 

§ 4 
Der Stadtrat 

 
1. Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) führt die Bezeichnung Stadtrat. 
 
2. Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung Ratsmitglieder. 
 
 

§ 5 
Ausschüsse 

 
1. Über die in der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschrie-
benen Ausschüsse hinaus kann der Rat weitere Ausschüsse bilden. Der Hauptausschuss 
nimmt die Aufgaben des Finanzausschusses wahr. Er führt die Bezeichnung Haupt-, Finanz- 
und Beschwerdeausschuss. Zur Wahrnehmung der Aufgaben im Rahmen des § 23 des 
Denkmalschutzgesetzes NW bestimmt der Stadtrat den Ausschuss für Umweltschutz, Dorf-
gestaltung und Denkmalschutz. 
 
2. Zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse können die Ausschüsse Kommissionen mit zeitlicher 
oder sachlicher Beschränkung bilden. 
 
3. Die Zuständigkeiten der Ausschüsse werden durch die Zuständigkeitsregelung für die 
Ausschüsse und für  den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg) festgelegt, soweit gesetzlich 
nichts anderes vorgeschrieben ist. 
 
4. Für die Mitglieder der Ausschüsse werden Vertreter gewählt. Die Vertretungsregelungen 
werden bei der Wahl der Ausschüsse festgelegt. Die Zahl der sachkundigen Bürger darf die 
Zahl der Ratsmitglieder in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
 Jedes ordentliche Ausschussmitglied wird von jedem anderen Ratsmitglied seiner Fraktion, 
das dem Ausschuss nicht angehört, vertreten und zwar in alphabetischer Reihenfolge. Sind 
als Vertreter der Ausschussmitglieder sachkundige Bürger benannt, so greift deren Stellver-
tretungsrecht für das ordentliche Ausschussmitglied vor dem Stellvertretungsrecht der Rats-
mitglieder. Dies gilt jedoch nur, soweit das Stellvertretungsrecht der sachkundigen Bürger 
nicht dazu führt, dass die Zahl der sachkundigen Bürger die Anzahl der Ratsmitglieder in den 
einzelnen Ausschüssen übersteigt (vgl. § 58 Abs. 3 Satz 3 GO NW).  
Ausschussmitglieder werden aus der Liste von Ratsmitgliedern der Fraktion oder Gruppen 
vertreten, der sie zum Zeitpunkt des Verhinderungsfalles angehören.  
Ausgenommen von den vorstehenden Regelungen gem. Ziffer 1 - 3 ist aufgrund der spezial-
gesetzlichen Bestimmungen der Jugendhilfeausschuss. 
 
5. Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürgermeister jederzeit Auskunft über die 
Angelegenheiten verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehören; sie ha-
ben insoweit zum Zweck der Unterrichtung ihres Ausschusses auch das Recht auf Aktenein-
sicht gem. § 55 Abs. 2 GO NRW. 
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§ 6 
Ältestenrat 

 
1. Der Rat bildet einen Ältestenrat. 
 
2. Der Ältestenrat besteht aus dem Bürgermeister, seinen ehrenamtlichen Stellvertretern und 
den Fraktionsvorsitzenden; der Rat kann den Kreis der ständigen Mitglieder des Ältestenra-
tes durch Beschluss erweitern. 
 
 

§ 7 
Stellvertreter des Bürgermeisters 

 
1. Der Rat wählt für die Dauer seiner Wahlzeit aus seiner Mitte ohne Aussprache vier ehren-
amtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. Sie vertreten den Bürgermeister bei der Leitung 
der Ratssitzungen und bei der Repräsentation. 
 
2. Die ehrenamtlichen Stellvertreter des Bürgermeisters erhalten neben den Entschädigun-
gen, die ihnen nach § 17 dieser Hauptsatzung zustehen, eine Aufwandsentschädigung ent-
sprechend § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen. 
 
 

§ 8 
Bürgermeister 

 
1. Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeis-
ter übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen bestimmten Kreis 
von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten 
sind in der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) 
festgelegt. 
 
2. Im übrigen hat der Bürgermeister nach pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entschei-
den, welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen sind. 
 
 

§ 9 
Beigeordnete 

 
1. Der Rat wählt einen hauptamtlichen Beigeordneten. Dieser wird vom Rat durch Beschluss 
zum allgemeinen Vertreter bestellt. Der Beigeordnete führt die Amtsbezeichnung "Erster Bei-
geordneter". 
 
2. Der Rat kann den Geschäftskreis des Beigeordneten im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister festlegen. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, wird der Geschäftskreis nach 
Maßgabe des § 73 Abs. 1 GO NRW bestimmt.  
 
 
 

§ 10 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
1. Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte sowie eine 
Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten für den Aufgabenbereich der §§ 17,18,19 
Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW. 
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2. Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Gemeinde 
mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung 
von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell-
schaft haben. Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante 
Maßnahmen gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 rechtzeitig und umfassend.  
 
3. Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufga-
benbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister vorab zu informieren. 
 
4. Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Angelegenheit des Aufgabenberei-
ches der Gleichstellungsbeauftragten ist (vgl. § 5 Abs. 4 und 5 der GO NRW) obliegt dem 
Bürgermeister bzw. bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden.  
 
 

§ 11 
Beamte und Angestellte 

 
(1) Der Bürgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Entscheidungen, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Für Bedienstete in Führungsfunktionen sind Ent-
scheidungen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines 
Bediensteten zur Gemeinde verändern, durch den Rat im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister zu treffen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Kommt ein Einvernehmen 
nicht zu Stande, kann der Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ge-
setzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Erfolgt keine Entscheidung nach § 73 Abs. 3 Satz 
2 oder 3 GO NRW, gilt § 73 Abs. 3 Satz 1 GO NRW. Bedienstete in Führungsfunktionen sind 
Leiter von Organisationseinheiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen 
Wahlbeamten oder diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmittelbar 
unterstehen, mit Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben eines persönlichen Referenten 
oder Pressereferenten.  
 
(2) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden für Beamte sowie Arbeitsverträge 
und sonstige schriftliche Erklärungen zu Regelungen der Rechtsverhältnisse von Angestell-
ten und Arbeitern bedürfen der Unterzeichnung durch den Bürgermeister oder seinen allge-
meinen Vertreter. Der Bürgermeister kann die Unterschriftsbefugnis durch Dienstanweisung 
übertragen.  
 
 

§ 12 
Unterrichtung der Einwohner 

 
1. Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt zu un-
terrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und Weise der 
Unterrichtung (z. B. Hinweis in der örtlichen Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche Unter-
richtung der Haushalte, Durchführung besonderer Informationsveranstaltungen, Abhaltung 
von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 
 
2. Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen 
oder Vorhaben handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhaltig 
beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern ver-
bunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des Stadtgebietes beschränkt wer-
den. 
 
3. Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt der 
Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner durch öffentliche 
Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die Einberufung des Rates festgeleg-
ten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister führt den Vorsitz in der Ver-
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sammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner über 
Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. Anschlie-
ßend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äußern und sie mit 
den vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem Bürgermeister zu 
erörtern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwoh-
nerversammlung zu unterrichten. 
 
 
 

§ 13 
Bürgerantrag 

 
1. Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anre-
gungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Stadt an den Rat zu wenden (Bürgeran-
trag). Bürgeranträge, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fallen, sind vom Bürger-
meister an die zuständige Stelle weiterzuleiten; hierüber ist der Antragsteller zu unterrichten. 
 
2. Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. 
Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bürgermeister zurückzuge-
ben. 
 
3. Für die Erledigung von Bürgeranträgen im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat den Haupt-, 
Finanz- und Beschwerdeausschuss. Unbeschadet der Zuständigkeit des Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschusses für die Erledigung von Bürgeranträgen kann der Ausschussvorsit-
zende des betreffenden Fachausschusses im Benehmen mit dem Bürgermeister Anregun-
gen oder Beschwerden im Rahmen eines Bürgerantrages in einer ordentlichen Sitzung des 
zuständigen Fachausschusses beraten lassen. 
 
4. Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach Abs. 3 zuständige Aus-
schuss hat diese inhaltlich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 
 
5. Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand einer 
Anregung oder einer Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO NRW), bleibt 
unberührt. 
 
6. Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden, wenn 
 
 a) der Inhalt einen Strafbestand erfüllt, 
  
 b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvor-
 bringen vorliegt. 
 
7. Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 3 zuständigen Ausschusses 
durch den Bürgermeister zu unterrichten.  
 
 
 

§ 14 
Dringlichkeitsbeschlüsse und -entscheidungen 

 
Dringlichkeitsbeschlüsse des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses und Dringlich-
keitsentscheidungen des Bürgermeisters mit einem weiteren Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 
GO NRW) bedürfen der Schriftform. 
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§ 15 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 
 

1. Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit dem Bür-
germeister und den leitenden Dienstkräften der Stadt bedürfen der Genehmigung des Rates. 
 
2. Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden, 
 
b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der Stadt 
vorgenommenen  Ausschreibung zugestimmt hat, 

 
c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO 
NRW) darstellt. 

 
3. Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der Bürgermeister und die Beigeord-
neten. 
 

 
§ 16 

Auslagenersatz 
 
Jede Fraktion hat Anspruch auf eine Zuwendung zu den Aufwendungen für die Geschäfts-
führung im Betrage von monatlich je Fraktionsmitglied 50 €; mindestens jedoch monatlich 
205,00 €. 
 
 

 
§ 17 

Aufwandsentschädigung und Verdienstausfallersatz 
 

1. Die Ratsmitglieder erhalten gemäß § 1 Abs. 2 Ziffer 1 Buchstabe b) der Verordnung über 
die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse in der jeweils 
geltenden Fassung (Entschädigungsverordnung) für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, 
Kommissions- und Fraktionssitzungen eine monatliche Aufwandsentschädigung in Form von 
Sitzungsgeld nach den dort festgelegten Beträgen. 
 
2. Sachkundige Bürger im Sinne von § 58 Abs. 3 und sachkundige Einwohner im Sinne von 
§ 58 Abs. 4 GO NRW erhalten gemäß § 2 Abs. 1 der Entschädigungsverordnung in der je-
weils geltenden Fassung für die Teilnahme an Ausschuss-, Kommissions- und Fraktionssit-
zungen ein Sitzungsgeld in Höhe des dort festgelegten Betrages. 
 
3. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 36 Sit-
zungen im Jahr beschränkt. 
 
4. Der erste ehrenamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters erhält eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung nach § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
sowie § 3 der Entschädigungsverordnung in Höhe des 3-fachen Betrages der Aufwandsent-
schädigung der für Ratsmitglieder in Städten gleicher Größe gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1a) der 
Entschädigungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung angemessen ist. Weitere eh-
renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters erhalten eine zusätzliche Aufwandsentschädi-
gung nach § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sowie § 3 der Ent-
schädigungsverordnung in Höhe des 1,5-fachen Betrages der Aufwandsentschädigung der 
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für Ratsmitglieder in Städten gleicher Größe gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1a) der Entschädigungs-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung angemessen ist. 
 
5. Fraktionsvorsitzende und ggfls. deren Stellvertreter erhalten neben den Entschädigungen, 
die den Ratsmitgliedern zustehen, eine angemessene Aufwandsentschädigung nach Maß-
gabe der Entschädigungsverordnung. 
 
6. Stellvertretende Bürgermeister, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende oder stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende sind, erhalten neben der Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 nur 
eine weitere Aufwandsentschädigung, entweder nach Absatz 4 oder 5 dieser Hauptsatzung, 
und zwar die im Einzelfall aus ihrem Amt resultierende jeweils höhere Aufwandsentschädi-
gung. 
 
7. Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, 
wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abge-
golten; wobei der Verdienstausfallersatz in keinem Fall den Betrag von 15,00 € je Stunde 
überschreiten darf: 
 

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, 
dass sie ersichtlich keinen finanziellen Nachteil erlitten haben. Der Regelstundensatz 
wird auf 5,00 € festgesetzt. 

 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Ver-
dienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Bescheini-
gung des Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallspauschale je Stunde erhal-
ten, sofern sie einen den Regelstundensatz übersteigenden Verdienstausfall glaub-
haft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die 
Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert 
wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der man-
datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf 
Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertre-
tung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, wer-
den auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskos-
ten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei 
denn, besondere Umstände des Einzelfalles werden glaubhaft nachgewiesen. 

 
 

§ 18 
Bekanntmachungen 

 
1. Die öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt Hennef (Sieg), die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, werden im Amtsblatt der Stadt veröffentlicht. Das Amtsblatt ist das im 
Rautenberg Media & Print Verlag KG in Troisdorf erscheinende „Hennef Stadtecho“ für die 
Stadt Hennef, es führt im Untertitel die Bezeichnung "Amtsblatt der Stadt Hennef (Sieg)". 
Herausgeber ist der Bürgermeister. 
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2. Sind öffentliche Bekanntmachungen in der gemäß Abs. 1 festgelegten Form infolge höhe-
rer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, erfolgt eine Veröffentli-
chung an der Bekanntmachungstafel im Rathaus in Hennef (Sieg), Frankfurter Straße 97. 
 
3. Zur öffentlichen Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der Beschlüsse nach § 52 Abs. 2 
GO NRW genügt die Mitteilung an die Tagespresse durch den Bürgermeister. 
 
4. Die Vorschriften über die öffentliche Auslegung von Plänen sowie die öffentlichen Be-
kanntmachungen im Zusammenhang von Wahlen bleiben unberührt. 
 
 

§ 19 
Inkrafttreten 

 
Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Hennef (Sieg) tritt am Tage nach ihrer Verkündung  
in Kraft. Die Satzung vom 10.12.2007 tritt gleichzeitig außer Kraft. 


